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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Ausbau und Sicherung eines bedarfsgerecht ge- 
gliederten Systems leistungsfähiger Kranken- 
häuser 


Der Bundestag wolle beschließen: 

A. 

Die Bundesregierung wird ersucht, im Zusammenwirken mit 
den Ländern und den am Krankenhauswesen Beteiligten, die 
dringenden Finanzschwierigkeiten der Krankenhäuser zu be- 
seitigen und einen Prozeß einzuleiten, an dessen Ende, ein 
System von Krankenhäusern als Bestandteil der sozialen 
Infrastruktur steht, 

— in dessen Mittelpunkt der einzelne Patient steht, 

— das allen Bürgern die bestmögliche medizinische Versor- 
gung und eine angemessene Betreuung zu einem vertret- 
baren Preis in einer zumutbaren Entfernung bietet, 

— das wirtschaftlich leistungsfähig ist, 

— das kommunale, freie gemeinnützige und vergleichbare 
private Krankenhäuser gleichermaßen umfaßt, 

— in dem kein Bürger nur deshalb mehr für allgemeine Lei- 
stungen im Krankenhaus zahlen muß, weil er privat für 
den Krankheitsfall gesichert ist, 

— in dem Leistungen, die gesondert vergütet werden, vom 
Patienten ohne Rücksicht auf die bisherige Klassenteilung 
in Anspruch genommen werden können, 

— in dem alle im Krankenhaus Tätigen funktionsgerecht aus- 
und fortgebildet werden, kooperativ Zusammenarbeiten und 
leistungsgerecht bezahlt werden. 
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B. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf 

gemäß Artikel 74 Nr. 19 a des Grundgesetzes vorzulegen, der 

sich an folgenden Grundsätzen orientiert: 

I. Finanzierung und Investitionskosten der Krankenhäuser 

1. Die öffentliche Hand übernimmt die Investitionskosten des 
Krankenhauses einschließlich der Kosten für die sog. alte 
Last, die Patienten bzw. ihre Versicherungsträger tragen 
die sonstigen Kosten der Krankenhäuser. Investitions- 
kosten in diesem Sinne sind die Kosten der Anschaffung 
und Wiederbeschaffung von Wirtschaftsgütern, deren Nut- 
zung sich erfahrungsgemäß auf einen längeren Zeitraum 
als drei Jahre erstreckt, einschließlich der Instandhaltungs- 
und Instandsetzungskosten. 

2. Gefördert werden unbeschadet sonstiger Regelungen alle 
Krankenhäuser, einschließlich der Sonderkrankenhäuser, 
die 

— der Versorgung von Akutkranken dienen und ander- 
weitig nur unzureichend wirtschaftlich gesichert sind, 

— den von allen Ländern nach bundeseinheitlichen Krite- 
rien zu erstellenden Krankenhausbedarfsplänen ent- 
sprechen, 

— ihre wirtschaftliche Betriebsführung und Investitions- 
planung durch eine ordnungsgemäße Buchführung und 
Kostenrechnung nachweisen. 

Das Finanzierungsverfahren soll so unbürokratisch wie 
möglich sein und die Eigenverantwortung und Eigeninitia- 
tive des Krankenhausträgers nicht gefährden. 

3. Die Aufbringung der Investitionskosten einschließlich der 
Abtragung der sog. alten Last erfolgt durch Bund, Länder 
und Kommunen. Die Länder und Kommunen übernehmen 
als verlorene Zuschüsse 2 /s der Kosten nach Satz 1, der 
Bund Vß. Die Regelung des auf die Länder und die Kom- 
munen entfallenden Anteils bleibt Angelegenheit der Län- 
der. Die freien gemeinnützigen Krankenhausträger über- 
nehmen 10 v.H. der Investitionskosten als Eigenanteil. Aus- 
nahmen sind auf Antrag zulässig. 

4. Jedes Land erhält die Hälfte des Betrages, den es in dem- 
selben Zeitraum tatsächlich für Leistungen nach 3. bereit- 
stellt. 

5. Einen Teil dieser Mittel soll der Bund für Modellvorhaben, 
zur Förderung von Spezialkliniken mit überregionaler Be- 
deutung und für die Überführung von nicht leistungsfähi- 
gen Krankenhäusern in andere Verwendungszwecke (ins- 
besondere in Pflegestätten für pflegebedürftige alte Men- 
schen) bereitstellen. 

6. Die Bundesmittel sind im Haushalt zu veranschlagen. 
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II, Pflegesatzregelung 

1. Die Pflegesätze sind nicht für jedes Krankenhaus nach den 
nachgewiesenen Kosten einzeln zu bestimmen, sondern 
werden auf der Grundlage einer bundeseinheitlichen Grup- 
penordnung durch Kollektivverträge zwischen den Kran- 
kenhausträgern und den Trägern der Krankenversicherung 
(Sozialversicherungs- und Sozialleistungsträger sowie die 
Träger der privaten Krankenversicherung) vereinbart. 
Wenn keine Einigung zustande kommt, entscheidet die zu- 
ständige oberste Landesaufsichtsbehörde. 

2. Bei der Berechnung der Pflegesätze der Krankenhäuser, die 
nach diesen Grundsätzen gefördert werden, sind die auf 
Investitionen entfallenden Kosten nicht zu berücksichtigen. 

3. Die Pflegesätze sind so zu gestalten, daß sich die Verweil- 
dauer entsprechend den medizinischen Erfordernissen be- 
mißt (z. B. Einführung eines degressiven Pflegesatzes). 

4. Der Pflegesatz für die allgemeinen Leistungen des Kran- 
kenhauses ist für alle Patienten einheitlich zu bemessen. 

5. Erhält ein Patient auf eigenen Wunsch Leistungen, die über 
die allgemeinen Leistungen hinausgehen, so können diese 
Leistungen zusätzlich in Rechnung gestellt werden. 

6. Erhält ein Patient auf eigenen Wunsch eine über die allge- 
meinen Leistungen hinausgehende persönliche Beratung 
oder Behandlung durch einen Facharzt seiner Wahl, so 
kann diese ärztliche Behandlung zusätzlich in Rechnung ge- 
stellt werden. 


C. 

Die Bundesregierung wird ersucht, im Zusammenwirken mit 
den Ländern Vorschläge zur Entwicklung eines bedarfsgerecht 
gegliederten Systems leistungsfähiger Krankenhäuser vorzu- 
legen, die folgendes beinhalten und berücksichtigen: 

1. Die Zuständigkeit für die Krankenhausplanung liegt bei 
den Ländern. Die Länder stellen den Krankenhausplan in 
Zusammenarbeit mit ihren Krankenhausgesellschaften auf; 
hierbei ist auf ein ausgewogenes Verhältnis zwischen staat- 
lichen, kommunalen, frei gemeinnützigen und vergleich- 
baren privaten Trägern zu achten. 

Bund und Länder wirken auf Grund von Vereinbarungen 
bei der Krankenhausplanung zusammen (Analogie zur Bil- 
dungsplanungskommission) . Sie bilden eine gemeinsame 
Kommission. Diese Kommission hat folgende Aufgaben: 

a) Aufstellung der Grundsätze für die Krankenhauspläne 
der Länder (u. a. Mindestgrößenordnungen der zu för- 
dernden Krankenhäuser unter besonderer Berücksichti- 
gung der unterschiedlichen regionalen Struktur) ; 
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b) Vergabe der Mittel nach B. 1.5. ; 

c) Ermittlung des voraussichtlichen Finanzbedarfs im Kran- 
kenhauswesen; 

d) fortlaufende Beratung der Krankenhauspläne; 

e) Förderung von Koordination und Kooperation. 

2. Das Deutsche Krankenhausinstitut wird zu einem „Deut- 
schen Institut für Krankenhaus- Wissenschaft" - einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts - ausgebaut, das den 
Bund, die Länder und die gemeinsame Kommission in allen 
Fragen des Krankenhauswesens berät. An dem Institut und 
der Arbeit seiner Ausschüsse sollen alle im Krankenhaus- 
wesen Beteiligten funktionsgerecht vertreten sein. 

Dieses Institut soll Leitvorstellungen über die innere Struk- 
tur und Wirtschaftlichkeit eines Krankenhauses entwickeln 
und die einzelnen Krankenhäuser im Interesse einer besse- 
ren Krankenhausversorgung der Bevölkerung und einer 
größeren Wirtschaftlichkeit in allen Fragen beraten. 

Das Institut wird von Bund und Ländern getragen. 

D. 

Die Bundesregierung wird ersucht, Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der inneren Struktur dort zu ergreifen, wo die Zuständig- 
keit des Bundes gegeben ist, und gemeinsam mit den Ländern 
und den am Krankenhauswesen Beteiligten zu prüfen, wie die 
innere Struktur der Krankenhäuser darüber hinaus verbessert 
werden kann. Sie soll sich dabei an folgenden Grundsätzen 
orientieren: 

1. Sämtliche Fachärzte des Krankenhauses erhalten das Recht 
auf Privatliquidation mit Ausnahme der allgemeinen Lei- 
stungen. Der Facharzt führt einen bestimmten Anteil seiner 
daraus erzielten Einkünfte an seine Mitarbeiter ab, und 
zwar nach Maßgabe der erbrachten Leistungen. 

2. Die Aus- und Fortbildung der am Krankenhaus Tätigen ist 
funktionsgerecht zu verbessern. 

— Die nichtärztlichen medizinischen Mitarbeiter sollen an 
integrierten medizinischen Fachschulen öffentlicher und 
privater Trägerschaft bei gemeinsamer medizinischer 
Basisausbildung nach Aufgabenbereichen spezifizierte 
Assistentenberufe erlernen. 

— Für Ärzte und nichtärztliche medizinische Mitarbeiter 
soll ein Fortbildungsurlaub eingeführt werden. 

3. Zur besseren Versorgung der Kranken und zur wirtschaft- 
licheren Nutzung der Krankenhausanlagen ist eine stärkere 
Abstimmung von ambulanter und stationärer Behandlung 
anzustreben (z. B. dadurch, daß freipraktizierenden Ärzten 
gegen Entgelt die Benutzung der medizinisch-technischen 
Einrichtungen von Krankenhäusern ermöglicht wird). 
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4. Unter Berücksichtigung der besonderen Erfordernisse des 
Betriebes eines Krankenhauses soll den berechtigten Wün- 
schen des Patienten besser als bisher Rechnung getragen 
werden, z. B. Ausdehnung der Besuchszeiten, spätere Weck- 
zeiten. 


E. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, nach Ablauf von zwei 
Jahren über die Erfahrungen bei der Neuordnung des Kranken- 
hauswesens zu berichten, insbesondere über den regionalen 
Stand und die Entwicklung der Krankenhausversorgung der 
Bevölkerung, in bezug auf die Entwicklung der Pflegesätze, der 
Neuinvestitionen und der Finanzierungsanteile von Bund, Län- 
der und Gemeinden sowie die Fortschritte auf dem Gebiet der 
inneren Struktur und der Wirtschaftlichkeit. 


Bonn, den 14. Dezember 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


Den Krankenhäusern in der Bundesrepublik fehlen Jahr für 
Jahr weit über 800 Mio DM für dringende Ersatzbeschaffungen 
und Modernisierungsinvestitionen. Diese Lücke zu schließen, 
war in den vergangenen Jahren und ist heute noch weithin 
Hauptziel der Bemühungen um eine bessere Krankenhausver- 
sorgung. Durch die am 12. Mai 1969 in Kraft getretene Grund- 
gesetzänderung hat der Bund deshalb in Artikel 74 Ziff. 19 a 
des Grundgesetzes die Kompetenz für die wirtschaftliche Siche- 
rung der Krankenhäuser und die Regelung der Krankenhaus- 
pflegesätze erhalten. In der Tat sind die finanziellen Schwierig- 
keiten der Krankenhäuser vor allem die Ursache dafür, daß 
mehr als ein Drittel aller Krankenhausbetten als überaltet und 
in vielen Fällen als ungeeignet für eine moderne medizinische 
Behandlung angesehen werden müssen. Es scheint deshalb 
unabdingbar, die finanzielle Situation der Krankenhäuser in 
gesamtwirtschaftlich und sozial vertretbarer Weise neu zu 
ordnen. 

Mehr Geld für die Krankenhäuser ist ein unverzichtbarer Be- 
standteil der Bemühungen um eine bessere Versorgung der 
Bevölkerung in den Krankenhäusern. Es wäre jedoch verfehlt, 
darin die Lösung der dringenden Probleme im Krankenhaus- 
wesen in der Bundesrepublik sehen zu wollen, die immerhin zu 
einer lebhaften Diskussion um das „klassenlose Krankenhaus" 
Anlaß gegeben hat. Ohne ein umfassendes Konzept, 
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— wie das Krankenhaus den Wünschen der Patienten besser 
gerecht werden kann, 

— wie ein bedarfsgerecht gegliedertes System von Kranken- 
häusern ausgestaltet werden muß, 

— wie die Wirtschaftlichkeit der Krankenhäuser verbessert 
werden kann, 

— wie eine leistungs- und funktionsgerechte Verbesserung der 
inneren Struktur der Krankenhäuser aussehen könnte, 

wäre der Versuch zum Scheitern verurteilt, mit Hilfe größerer 
Finanzmittel eine bessere Krankenhausversorgung erreichen 
zu wollen. 

Nicht nur, weil für ein unwirtschaftliches Krankenhauswesen 
Mittel bereitgestellt werden müßten, die die finanzielle Kraft 
aller Beteiligten weit überfordern würden, sondern weil eine 
allen Bürgern gleichermaßen zustehende moderne medizinische 
und an den individuellen Bedürfnissen ausgerichtete Kranken- 
hausversorgung nicht sichergestellt werden kann, 

— ohne eine an bundeseinheitlichen Kriterien orientierte Pla- 
nung. (Die Kriterien sind auf Grund von Vereinbarungen 
gemeinsam von Bund und Ländern zu erarbeiten.), 

— ohne eine moderne und sozial ausgewogene Pflegesatz- 
regelung (gleiche Leistung zu gleichem Preis bei Abschaf- 
fung der starren Klassenteilung; die Pflegesätze sind ohne 
Berücksichtigung der Investitionskosten auszuhandeln, da 
diese — bei einem Eigenanteil der freien gemeinnützigen 
Krankenhäuser von 10 v. H. — vom Bund zu 1/3 und von 
den Ländern und Gemeinden zu 2/3 getragen werden sollen) 
und 

— schon gar nicht ohne eine zukunftsorientierte innere Struk- 
tur des Krankenhauses. (Ausdehnung und kollegiale Aus- 
gestaltung der Privatliquidation bei verbesserter Arbeits- 
teilung zwischen den Krankenhäusern und den freiprakti- 
zierenden Ärzten sowie der Aus- und Fortbildung der am 
Krankenhaus Tätigen.) 

Die von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vorgelegten Grund- 
sätze berücksichtigen die aufgezeigten Zusammenhänge. Mit 
ihnen wird vielfach Neuland betreten, allerdings nicht, ohne 
sich der Erfahrungen mit vielfältigen Versuchen für ein Kran- 
kenhaus von morgen und der Mitwirkung der am Kranken- 
hauswesen Beteiligten vergewissert zu haben. Angesichts der 
Bedeutung eines modernen Krankenhaus Wesens für die Bevöl- 
kerung erscheint es angebracht, daß dem Parlament möglichst 
bald über die weitere Entwicklung nach der entsprechend 
diesem Konzept eingeleiteten Neuregelung im Krankenhaus- 
wesen berichtet wird. Immerhin stellt der Bau und die Ver- 
besserung der Krankenhäuser nach Umfragen eine der ersten 
innenpolitischen Aufgaben für die Bevölkerung dar. 
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Der Wissensstoff der Medizin verdoppelte sich in den letzten 
sechs Jahren. Die Strukturänderungen im Krankenhaus wer- 
den nicht zum Stillstand kommen. Um mit dieser Entwicklung 
Schritt zu halten, soll das Deutsche Krankenhausinstitut e. V. 
zu einem „Deutschen Institut für Krankenhauswissenschaft" 
ausgebaut werden. In diesem Institut sollen erstmals auf breiter 
Grundlage interdisziplinär die neuesten wissenschaftlichen und 
praktischen Erkenntnisse für eine bessere Krankenhausver- 
sorgung der Bevölkerung von übermorgen nutzbar gemacht 
werden. 

Mit ihrem Antrag will die Fraktion der CDU/CSU dazu bei- 
tragen, daß aufbauend auf den gewachsenen Strukturen die 
Krankenhausversorgung der Bevölkerung grundlegend ver- 
bessert und nicht lediglich an Symptomen kuriert wird. 

Das vorliegende Konzept stellt den einzelnen Patienten in den 
Mittelpunkt. Ihm sollen medizinischer und technischer Fort- 
schritt im Krankenhauswesen (einschließlich Verringerung der 
Bettenzahl pro Zimmer) zu einem vertretbaren Preis als mo- 
derne Grundausstattung zur Verfügung stehen. Die bisherigen 
Pflegeklassen werden damit überwunden. Individuellen Wün- 
schen (z. B. Einbettzimmer, auch wenn medizinisch nicht not- 
wendig, Behandlung durch einen bestimmten Arzt, Sonder- 
wünsche bei der Verpflegung) soll als Ergänzung gegen kosten- 
gerechte Vergütung Rechnung getragen werden. Mit dem 
Antrag wird einem unpersönlichen Massenbetrieb in unserem 
Krankenhaus wesen und damit Vorstellungen von einem soge- 
nannten „klassenlosen Krankenhaus" eine Absage erteilt. 
Solche Vorstellungen, die den Menschen nach einem Schema 
behandeln wollen, führen zu einer neuen Klassenteilung in 
RVO-Krankenhäuser minderer Qualität einerseits und hoch- 
qualifizierte Privatkliniken andererseits. 
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